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I. Vorlage
Gemeinderat am 18.02.2020 offentlich Entscheidung
lI. Tagesordnungspunkt

Einfuhrung einer Videouberwachung von Teilbereichen des Brenzer Schlosses

lll. Anlagen
Angebot Videolberwachung Teil 1
Angebot Videolberwachung Teil 2
IV. Beschlussvorschlag

Siehe Darstellung des Sachverhalts

V. Finanzielle Auswirkungen

[ ] keine [ ] Einnahmen:
<] Ausgaben:  2.200 €

X Planmé&Rig HH-Stelle
[] UberplanméRig HH-Stelle
[ ] AuRerplanméaRig HH-Stelle
[] Deckungsvorschlag HH-Stelle

[] Verpf.erméchtigung HH-Stelle




Darstellung des Sachverhaltes

In der Vergangenheit kam es wiederholt zu Sachbeschadigungen und Einbriichen
auf dem Geldnde des Brenzer Schlosses insbesondere durch Personen, die sich
spatabends / nachts bzw. an den Wochenenden unbefugt auf dem Gelande
(Schlosshof, Terrasse) aufgehalten haben.

Unter anderem wurden die Toiletten im Erdgeschoss aufgebrochen, in den ev. Ge-
meinderaum eingebrochen, die Tire zum Wehrgang zerstort, Ruhebanke entfernt
und Uber die Schlossmauer geworfen, Banke beschmiert etc.

Alle bisherigen Versuche, die Situation durch verstarkte Kontrollen zu entscharfen,
waren nicht zielfUhrend. Versuche der Polizei, die Tater zu ermitteln, sind bislang mit
einer Ausnahme erfolglos geblieben.

Aufgrund der randseitigen Lage und der nur zeitweiligen Nutzung des Schlosses ist
es fur die betreffenden Personen mdglich, das Gelande rechtzeitig zu verlassen be-
vor die Schaden festgestellt werden. Eine Abgrenzung des Bereichs ist nur sehr
schwer mdglich.

Die Gemeindeverwaltung hat daher die Mdglichkeit der Einrichtung einer Videouber-
wachung in Teilbereichen des Schlossgelédndes zum Schutz des herausragenden
Kulturdenkmales geprtft, nachdem auch eine entsprechende Anregung vom Forder-
verein Schloss Brenz an die Verwaltung herangetragen wurde.

Da sich die Sachbeschadigungen und Verunreinigungen in der Abend-/Nachtzeit so-
wie in den Wochenenden ereignen, soll die Videotuiberwachung auf die Abendstun-
den/Nachstunden beschrankt werden. Eine Uberwachung der Besucher des Hei-
matmuseums Schloss Brenz wiirde daher nicht stattfinden. Das Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung der Besucher wird damit gewahrleistet und auch die Besu-
cher, die den Bereich des Schlosses auRerhalb der Offnungszeiten besuchen, wer-
den nur — wenn Uberhaupt — geringfiigig in in ihren Rechten tangiert.

Von Seiten der Gemeindeverwaltung wirden aufgrund der festgestellten Vorfalle fol-
gende Standorte fur sinnvoll erachtet werden:

- Schlosshof

- Schlossterrasse

Zur Abklarung der technischen Voraussetzungen fuhrte die Gemeindeverwaltung ein
Gesprach mit der Firma EP Wérz, welche auch die ,Storchenkamera“ eingerichtet
hat.

Technisch ware eine zeitlich beschrénkte Videoaufzeichnung machbar.

Ein Angebot der Firma liegt vor, die Kosten belaufen sich auf ca. 2.000 € (brutto).
Hinzu kommen noch losten fur Hinweisschilder auf die Videouberwachung.
Insbesondere hinsichtlich des Montage-Aufwandes kénnten sich noch Kostensteige-
rungen ergeben.



Die datenschutzrechtlichen Voraussetzungen wurden in der Zwischenzeit durch die
Gemeinde geprift.

Den Transparenzanforderungen und Informationspflichten nach der DS-GVO wirde
durch Anbringung entsprechender Piktogramme und Aushange Genlge getan.

Die Dauer der Speicherung wird entsprechend der Regelungen der DS-GVO grund-
satzlich auf 48 Stunden beschrénkt. Da die Vorféalle sich jedoch insbesondere in den
Abendstunden der Wochenenden ereigneten, wird in diesem konkreten Einzelfall die
Speicherung fur 72 Stunden fur erforderlich gehalten, da ansonsten der eigentliche
Zweck nicht verfolgt werden konnte.

Der Zugriff auf die Videodaten wird durch eine Passworteingabe geschitzt und ist
auf einen bestimmten Personenkreis festgelegt.

Nach erfolgter Prifung der rechtlichen Voraussetzungen ist unter Einhaltung der ein-
schlagigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen die Videouberwachung zulassig,
da der Einsatz eines Sicherheitsdienstes, welcher regelm&Rig Kontrollgdnge durch-
fuhrt, unverhaltnisméiig Kosten verursachen wirde. Auch die komplette Absperrung
des Bereiches ware sehr aufwendig, wirde dartber hinaus die Erfahrbarkeit des Kul-
turdenkmals fir die Offentlichkeit erheblich beeintrachtigen.

Die Gemeindeverwaltung schlagt daher vor, eine Videoluberwachung der genannten
Teilbereiche des Schlossgelandes mit begrenztem Zeitfenster zuzustimmen. Um kei-
ne weitere Zeit zu verlieren, bittet die Verwaltung um die Ermé&chtigung durch den
Gemeinderat, alle weiteren Schritte in die Wege zu leiten.

Beschlussvorschlag

1. Der Gemeinderat stimmt einer Videotiberwachung von Teilbereichen des
Schlosshofes zu.

2. Die Verwaltung wird ermachtigt, die weiteren Schritte fur die Beschaffung und
Installation der Videouberwachung mittels Kameras zu veranlassen und den
Auftrag an die Firma EP Wdrz, Sontheim zu vergeben.



	Datum
	Beratungsfolge
	Typ
	Kontrollkästchen1
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Kontrollkästchen9
	Kontrollkästchen6
	Kontrollkästchen7
	Kontrollkästchen8
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

